
  

Interpellation Nr. 41 (April 2016) 

betreffend staatliche Zahlungen an die Wirtschaftsverbände 
16.5143.01 

 

Die Regiokommission des Basler Grossen Rates stellte unlängst fest, dass eine wortgetreue Umsetzung der 
Masseneinwanderungsinitiative einen massiven Arbeitskräftemangel, den Verlust von Arbeitszweigen durch 
Auslagerungen und einen teilweisen Zusammenbruch des Dienstleistungssektors mit sich bringen würde. Umso 
erstaunlicher ist es, dass die Wirtschaftsverbände des Kantons Basel-Stadt einen Verfechter der 
wirtschaftsfeindlichen Initiative zur Wahl in den Regierungsrat empfehlen. Damit gefährden sie nicht zuletzt die 
weitere Entwicklung unserer Leitindustrie. 

Wie den Medien zu entnehmen war, wollen der Arbeitgeberverband Basel, der Gewerbeverband Basel-Stadt und 
die Handelskammer beider Basel die vier bürgerlichen Kandidaten auch finanziell unterstützen, und zwar mit 
einem "namhaften Beitrag". Da der Kanton diesen Verbänden substanzielle Mittel zukommen lässt, besteht die 
Gefahr, dass Steuergelder zur Finanzierung eines Wahlkampfes verwendet werden. 

In diesem Zusammenhang stelle ich dem Regierungsrat folgende Fragen: 

− Welche Zahlungen erhalten die Wirtschaftsverbände (aufgeschlüsselt nach HKBB, AGV und GWB) pro 
Jahr? 

− Welche Leistungen erbringen die Wirtschaftsverbände als Gegenleistung zu diesen Zahlungen? 

− Falls keine genau definierten Leistungen erbracht werden, wie rechtfertigen sich diese Zahlungen? 

− Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass die Mittel, mit denen unser Kanton bei den Wirtschaftsverbänden 
Sekretariatsstellen wie diejenige von sun 21 mitfinanziert, nicht zweckentfremdet werden? Kann 
sichergestellt werden, dass sich diese Sekretariate nicht am Wahlkampf beteiligen? 

− Falls der Regierungsrat nicht ausschliessen kann, dass es durch seine Zahlungen an die 
Wirtschaftsverbände zu einer Verzerrung der politischen Meinungsbildung kommt, wäre es da nicht 
angezeigt, sämtliche Zahlungen so schnell als möglich zu stoppen? 
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